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N e u f a s s u n g
GESETZ
vom .....................2012
über Bauprodukte
Der Nationalrat der Slowakischen Republik hat das folgende Gesetz verabschiedet:
§ 1
Gegenstand der Regelung
(1) Dieses Gesetz regelt 
a) die Benennung der Technischen Bewertungsstellen und die Mitteilung des Verfahrens ihrer Benennung und der Überwachung ihrer Tätigkeit durch die Europäische Kommission (nachstehend nur „Kommission“), die anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union und die Staaten, die Vertragspartei des Übereinkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
) (nachstehend nur „Mitgliedstaaten“) sind und
b) die Notifizierung von juristischen Personen (nachstehend nur „notifizierte Stellen“) und die Mitteilung des Verfahrens der Notifizierung und der Überwachung ihrer Tätigkeit durch die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten
).
(2) Dieses Gesetz regelt ferner 
a) die Bedingungen der Vermarktung von Bauprodukten
) (nachstehend nur „Produkte“) auf dem Markt der Slowakischen Republik (nachstehend nur „heimischer Markt“) und ihrer Bereitstellung auf dem heimischen Markt,
b) die Autorisierung von juristischen Personen für die technische Bewertung und die Bewertung und Überprüfung der Leistungsbeständigkeit der vom Hersteller erklärten wesentlichen Leistungsmerkmale der Produkte (nachstehend nur „Leistungsbewertung“), für die die einschlägige Vorschrift
) nicht gilt (nachstehend nur „autorisierte Stelle“) und die Rechte und Pflichten der autorisierten Stellen, 
c) die Rechte und Pflichten der Hersteller
),
d) die Zuständigkeit der Behörden der staatlichen Verwaltung.
§ 2
Vermarktung von Produkten auf dem heimischen Markt
(1) Auf dem heimischen Markt dürfen nur Produkte vermarktet werden, die folgende Bedingungen erfüllen:
a) die harmonisierten Bedingungen nach der einschlägigen Vorschrift
) oder
b) die Bedingungen nach diesem Gesetz. 
(2) Die Bedingungen nach Absatz 1 müssen von Produkten nicht erfüllt werden, die wie folgt hergestellt werden:
a) individuell oder nicht im Rahmen einer Serienfertigung gemäß den individuellen Anforderungen eines Kunden auf Grundlage einer konkreten Bestellung und wenn der für den sicheren Einbau des Produkts in das Bauwerk verantwortliche Auftragnehmer das Produkt in das festgelegte Bauwerk gemäß den technischen Vorschriften und Anweisungen des Herstellers und auf Verantwortung des Bauleiters und der Personen, die für die Einregulierung und den Einbau des Produkts erforderlichen Bauarbeiten vorgenommen haben, einbaut,
b) direkt auf der Baustelle zum Zwecke seines Einbaus in ein konkretes Bauwerk gemäß den technischen Vorschriften und Anweisungen des Herstellers und auf Verantwortung des Bauleiters und der Personen, die die für die Einregulierung und den Einbau des Produkts erforderlichen Bauarbeiten vorgenommen haben,
c) auf traditionelle Weise, mit einem Verfahren, das mit den Anforderungen an den Schutz von Baudenkmälern in Übereinstimmung steht, oder mit einem nicht-industriellen Herstellungsverfahren, insbesondere zur Vornahme von Reparaturen an dem Denkmalschutz unterliegenden Bauten oder Bauten in einem Denkmalschutzgebiet, oder wegen des architektonischen oder historischen Werts eines Gebäudes, wenn seine Nutzung mit den technischen Vorschriften und Sicherheitsvorschriften in Einklang steht.
(3) Gehen die Parameter eines Produkts aus einer harmonisierten Norm oder aus einer Europäischen Technischen Bewertung
) hervor, dürfen auf die Verfahren gemäß diesem Gesetz weder Slowakische Technische Normen
), die gemäß § 13 Absatz 1 Buchstabe c für die Bewertung der wesentlichen Merkmale des Produkts als geeignet festgelegt wurden (nachstehend nur „festgelegte Norm“), noch Technische Bewertungen, die gemäß § 3 ausgestellt wurden (nachstehend nur „Technische Bewertung SK“), angewendet werden. 
(4) Wird ein außerhalb des Gebiets der Slowakischen Republik hergestelltes Produkt auf dem heimischen Markt vermarktet, muss der Gebrauchsanweisung des Produkts, den Sicherheitshinweisen zum Produkt, der Information über Gesundheits- und Sicherheitsgefahren, die von dem Produkt bei üblicher Verwendung ausgehen, sowie der Leistungserklärung gemäß der einschlägigen Vorschrift
) auch eine Übersetzung in die Staatssprache
) beigefügt werden. 
§ 3
Technische Bewertung
(2) Die technische Bewertung ist das Verfahren der Ausstellung der Technischen Bewertung SK, das verwendet wird, wenn für ein Produkt, das ein Hersteller auf dem heimischen Markt zu vermarkten beabsichtigt, weder eine harmonisierte Norm noch eine Europäische Technische Bewertung noch eine festgelegte Norm existieren.  
(3) Inhalt der technischen Bewertung ist die Dokumentierung 
a) der Bewertung der vom Hersteller erklärten Leistungen in Bezug auf die wesentlichen Merkmale des Produkts unter dem Gesichtspunkt ihrer Auswirkung auf mindestens eine der Grundanforderungen an Bauwerke
) und
b) der positiven Bewertung der Leistungen in Bezug auf die wesentlichen Merkmale des Produkts, die unter dem Gesichtspunkt seiner Eignung zur Verwendung im Bauwerk für den beabsichtigten Verwendungszweck
) relevant sind. 
(3) Die dokumentierten Leistungen in Bezug auf die wesentlichen Merkmale des Produkts werden in der Technischen Bewertung SK als Zahlenwert in Leistungsstufen, in Grenzwerten, in Leistungsklassen oder durch ihre Beschreibung ausgedrückt. Die Technische Bewertung SK wird in der Staatssprache ausgestellt. 
(4) Die Kosten der Technischen Bewertung trägt der Hersteller. 
§ 4
Bewertung der Leistung
(1) Vor der Vermarktung eines Produkts auf dem heimischen Markt muss der Hersteller eine Bewertung der Leistung sicherstellen. 
(2)  Inhalt der Leistungsbewertung ist die Überprüfung der Leistungsbeständigkeit der vom Hersteller erklärten Leistungen in Bezug auf die wesentlichen Merkmale des Produkts.
(3) Die Leistungsbewertung erfolgt durch Verfahren gemäß den Systemen der Leistungsbewertung, die für die einzelnen Produktgruppen durch eine gemäß § 13 Absatz 2 zur Durchführung dieses Gesetzes erlassene allgemeinverbindliche Rechtsvorschrift (nachstehend nur „Durchführungsvorschrift“), geregelt werden.
(4) Die Kosten der Leistungsbewertung trägt der Hersteller. 
§ 5
Vereinfachte Leistungsbewertung
(1) Hersteller können bei der Bestimmung des Produkttyps die Typenprüfung oder die Typenberechnung durch die Spezifische Technische Dokumentation SK ersetzen, die nachweist, dass
a) die wesentlichen Merkmale des Produkts die festgelegte Leistungsstufe erreichen, oder dass sie ohne die Notwendigkeit einer weiteren Prüfung oder Berechnung zu einer bestimmten Leistungsklasse gehören, oder
b) dass das Produkt einem schon geprüften Produkttyp bei einem anderen Hersteller entspricht und dass die bei dem anderen Hersteller erlangten Ergebnisse mit seiner Zustimmung und mit seiner Verantwortung für ihre Richtigkeit angewendet werden.
(2) Kleinstunternehmen
) als Hersteller dürfen die Bestimmung des Produkttyps mittels Typprüfung durch die Anwendung von Prüfverfahren ersetzen, die von den in der anwendbaren Norm vorgesehenen Prüfverfahren abweichen, wenn mittels der Spezifischen Technischen Dokumentation SK die Gleichwertigkeit der angewendeten Prüfverfahren mit den in der anwendbaren Norm festgelegten Verfahren nachgewiesen wird.
(3) Mit der Spezifischen Technischen Dokumentation SK muss nachgewiesen werden, dass ein Produkt die geforderten Leistungen aufweist, wegen derer es als Produkt betrachtet wird, das die Leistungsstufe, Leistungsklasse oder den Schwellenwert gemäß der festgelegten Norm erreicht. 
§ 6
Leistungserklärung SK
(1) Vom Hersteller ist für auf dem heimischen Markt vermarktete Produkte eine Leistungserklärung über die wesentlichen Merkmale des Produkts in Bezug auf die Grundanforderungen an Bauten (nachstehend nur „Leistungserklärung SK“) zu erstellen, sofern in der Durchführungsvorschrift festgelegt. Die Leistungserklärung SK wird in der Staatssprache erstellt.
(2) Die Leistungserklärung SK beinhaltet insbesondere
a) Angaben über den Hersteller im Umfang Firmenbezeichnung, Sitz und Kontaktadresse, Herstellungsort, Identifikationsnummer (IČO) sowie Vorname und Name des Bevollmächtigten, sofern ein solcher eingesetzt ist,
b) Produkttyp, Nummer der Produktcharge, Seriennummer sowie andere Elemente oder andere Angaben, die die Identifikation des Produkts gestatten,
c) Angabe der Art und Bezeichnung der angewendeten festgelegten Norm oder der angewendeten Technischen Bewertung SK,
d) Angabe über den vorgesehenen Verwendungszweck des Produkts im Bauwerk in Einklang mit der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK,
e) das angewendete System oder die angewendeten Systeme der Leistungsbewertung des Produkts,
f) Angaben über die autorisierte Stelle und über das von dieser ausgestellte SK-Zertifikat oder über Protokolle und Prüfungen oder Berechnungen, die im Einklang mit dem angewendeten System der Leistungsbewertung des Produkts vorgenommen wurden, 
g) Angaben über den Ort der technischen Bewertung und die Kennzeichnung der Technischen Bewertung SK, wenn die Technische Bewertung SK für die Leistungsbewertung verwendet wurde,
h) die vom Hersteller erklärten wesentlichen Leistungsmerkmale des Produkts, ausgedrückt in Leistungsstufen, Leistungsklassen oder in einer Beschreibung,
i) Vorname, Name und Funktion der Person, die berechtigt ist, die Leistungserklärung SK zu unterschreiben, ihre Unterschrift und Stempel des Herstellers.
(3) Handelt es sich um ein Produkt, das einen gesundheitsgefährlichen oder umweltgefährlichen Stoff enthält, ist der Hersteller verpflichtet, der Leistungserklärung SK das Sicherheitsdatenblatt
) beizufügen.
(4) Die Leistungserklärung SK wird Händlern und anderen Abnehmern vom Hersteller zusammen mit der ersten Lieferung des Produkts in schriftlicher Form zur Verfügung gestellt. 
(5) Die Gebrauchsanweisung des Produkts, die Sicherheitshinweise zum Produkt sowie die Information bezüglich einer Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit, die das Produkt bei üblicher Anwendung darstellt, müssen in der Staatssprache vorliegen und sind dem Produkt bei der Bereitstellung auf dem heimischen Markt beizufügen. 
§ 7
Zertifizierung
(1) Die Zertifizierung ist das Verfahren der Leistungsbewertung und das Verfahren der Überprüfung der Konformität mit der werkseigenen Produktionskontrolle. Die Zertifizierung erfolgt durch eine autorisierte Stelle gemäß der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK. Ergebnis der Zertifizierung ist das SK-Zertifikat.
(2) SK-Zertifikate gemäß diesem Gesetz sind 
a) das Zertifikat über die Leistungsbeständigkeit der wesentlichen Produktmerkmale (nachstehend nur „SK-Produktzertifikat“), und
b) das Zertifikat über die Konformität der werkeigenen Produktionskontrolle (nachstehend nur „SK-Zertifikat der Produktionskontrolle“). 
§ 8
Produkttyp und Prüfungen
(1) Prüfungen für die Belange der Leistungsbewertung sind die Typprüfung des Produkts, geplante Prüfungen und Kontrollprüfungen. Die Prüfungsergebnisse werden mit Prüfungs- und Berechnungsprotokollen dokumentiert.
(2) Der Produkttyp
) wird vor der Vermarktung des Produkts auf dem heimischen Markt durch eine Typprüfung an einer vom Hersteller entnommenen Produktprobe oder auf Grundlage einer Typberechnung, von Tabellenwerten oder der beschreibenden Dokumentation des Produkts gemäß der festgelegten Norm oder gemäß der Technischen Bewertung SK bestimmt. Die Bestimmung des Produkttyps wird für die einzelnen Produktgruppen von einer autorisierten Stelle oder vom Hersteller im Umfang gemäß der Durchführungsvorschrift vorgenommen. 
(3) Durch Kontrollprüfungen werden in den Abständen gemäß der festgelegten Norm oder gemäß der Technischen Bewertung SK die Leistungen der wesentlichen Produktmerkmale mit den gemäß Absatz 2 ermittelten Leistungen des Produkttyps verglichen. Die Kontrollprüfung an Proben eines Produkts, das zur Bereitstellung auf dem heimischen Markt vorgesehen ist, erfolgt durch eine autorisierte Stelle bzw. wird durch eine autorisierte Stelle in Auftrag gegeben.  
(4) Durch geplante Prüfungen werden gemäß dem vom Hersteller aufgestellten Prüfungsplan während der Herstellung die Leistungen der wesentlichen Produktmerkmale mit den bei der Typprüfung ermittelten Leistungen verglichen. Die geplanten Prüfungen an Proben eines Produkts, das zur Bereitstellung auf dem heimischen Markt vorgesehen ist, erfolgen durch den Hersteller bzw. werden durch den Hersteller in Auftrag gegeben. 
(5) Auf Antrag des Herstellers oder wenn dies aus technischen, wirtschaftlichen oder logistischen Gründen gerechtfertigt ist, kann die autorisierte Stelle Produktprüfungen in einem Prüflabor des Herstellers oder mit Zustimmung des Herstellers in einem Prüflabor eines Dritten unter Verwendung der Prüfeinrichtung dieses Labors vornehmen. Vorher muss von der autorisierten Stelle überprüft werden, ob die Anforderungen an die Prüfverfahren erfüllt sind; ferner muss von ihr bewertet werden, ob die Prüfeinrichtung über eine gültige Kalibrierung verfügt und ob die Qualität der Prüfergebnisse sichergestellt ist.
§ 9
Probenahme für die Prüfungen
(1) Die für die Durchführung der Prüfungen erforderlichen Produktproben werden auf die Weise und mit dem Verfahren gemäß der festgelegten Norm oder gemäß der Technischen Bewertung SK entnommen. 
(2) Die entnommenen Proben müssen das zur Bereitstellung auf dem heimischen Markt vorgesehene Produkt repräsentieren und so gekennzeichnet sein, dass es nicht zu einer Verwechslung mit einem ähnlichen Produkt von verschiedenen Herstellungsorten oder verschiedenen Herstellern kommen kann. Über die Entnahme von Produktproben wird ein Protokoll über die Probenahme erstellt. 
(3) Die Kennzeichnung entnommener Produktproben muss insbesondere den Handelsnamen des Herstellers, die Angabe des Herstellungsorts und Datum und Uhrzeit der Entnahme der Produktprobe beinhalten. Ist die Kennzeichnung der entnommenen Produktprobe codiert, müssen diese Angaben aus dem Protokoll der Probenahme hervorgehen.
(4) Wurden die Produktproben von einer autorisierten Stelle entnommen, beinhaltet das Protokoll der Probenahme insbesondere Folgendes:
a) Angaben über den Hersteller im Umfang gemäß § 6 Absatz 2 Buchstabe a und Angaben über den Herstellungsort,
b) eine Angabe über den Ort der Probenahme in der Herstellung,
c) eine Angabe über die Menge gleicher Produkte im Lager oder über die Produktionscharge, aus der die Probe entnommen wurde, wenn dies für die Prüfdurchführung wichtig ist,
d) eine Angabe über die Anzahl der entnommenen Produktproben,
e) die Identifikation des Produkts gemäß der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK,
f) die Kennzeichnung des Produkts durch seinen Hersteller,
g) die Kennzeichnung der Produktproben durch die autorisierte Stelle,
h) die Kennzeichnung wesentlicher Merkmale des Produkts, deren Leistungen Gegenstand der Prüfung sein sollen,
i) das Datum der Entnahme der Produktprobe,
j) Vor- und Nachname des Mitarbeiters der autorisierten Stelle und seine Unterschrift und Vor- und Nachname des Mitarbeiters des Herstellers, der bei der Entnahme der Produktproben anwesend war, und seine Unterschrift,
k) die Kennnummer der autorisierten Stelle.
§ 10
Prüfprotokolle
(1) Über jede Produktprüfung wird ein Prüfprotokoll erstellt. Das Prüfprotokoll muss insbesondere Folgendes beinhalten:
a) Angaben über den Hersteller im Umfang gemäß § 6 Absatz 2 Buchstabe a und Angaben über den Herstellungsort,
b) Angaben über das geprüfte Produkt und über die festgelegte Norm oder die Technische Bewertung SK,
c) Angaben über das Verfahren, den Ort und die Zeit der Entnahme der Produktprobe und über die Person, die die Probe entnommen hat,
d) Bezeichnung des Prüflabors und Angaben über die Personen, die die Produktprüfung durchgeführt haben,
e) Bezeichnung der Prüfmethode oder Beschreibung des Prüfverfahrens nach dem die Produktprüfung erfolgte,
f) Datum und Angabe des Ortes der Durchführung der Produktprüfung,
g) Ergebnis der Produktprüfung und seine Analyse, wenn das Ergebnis der Produktprüfung nicht ausreichend ist,
h) eine Angabe über Ort und Datum der Übermittlung des Prüfprotokolls über die Durchführung der Produktprüfung an den Antragsteller, 
i) Kennnummer der autorisierten Stelle, die die Produktprüfung durchgeführt hat,
j) Unterschrift des Leiters des Prüflabors.
(2) Bei der Anerkennung von Daten aus vorhergehenden Typprüfungen müssen im Prüfprotokoll alle Daten bezüglich der Identität der geprüften Produktproben und angewendeten Prüfmethoden nachgewiesen werden. 
§ 11
Inspektionen
(1) Inspektionen für die Belange der Zertifizierung sind die Erstinspektion des Herstellungsorts und der werkseigenen Produktionskontrolle (nachstehend nur „Erstinspektion“) und die laufende Überwachung der werkseigenen Produktionskontrolle und die Bewertung und Evaluierung der werkseigenen Produktionskontrolle (nachstehend nur „laufende Überwachung“). Erstinspektion und laufende Überwachung erfolgen durch eine autorisierte Stelle.
(2) Zweck der Erstinspektion ist es, festzustellen, ob beim Hersteller an allen Produktionsstandorten die werkseigene Produktionskontrolle eingeführt ist und ob in der Organisationsstruktur des Herstellers die organisatorischen, personellen und technischen Voraussetzungen für eine dauerhafte Aufrechterhaltung der Qualität der Produktion geschaffen wurden. Im Rahmen der Erstinspektion werden vor Aufnahme der Produktion oder nach einer wesentlichen Änderung der Produktionstechnologie die Produktion und die Bedingungen der Durchsetzung der internen Kontrollen in Bezug auf die Herstellung eines konkreten Produkts und aller seiner Varianten und Produktgruppen, die mit der gleichen Technologie hergestellt werden, bewertet. 
(3) Zweck der laufenden Überwachung ist es, im Verlauf der Produktion zu verfolgen, ob die angewandten werkseigenen Produktionskontrollen mit den Anforderungen der festgelegten Norm und der Technischen Bewertung SK und diesem Gesetz in Einklang stehen und ob der Hersteller die von der autorisierten Stelle bei der Erstinspektion oder bei der vorhergehenden laufenden Überwachung angewiesenen Maßnahmen erfüllt hat. 
(4) Die geplanten laufenden Überwachungen erfolgen auf Grundlage des schriftlichen Berichts der Erstinspektion in den Fristen gemäß des Plans zur Durchführung der laufenden Überwachungen, der von der autorisierten Stelle auf Basis der festgelegten Norm oder auf Basis der Technischen Bewertung SK erarbeitet wurde. 
(5) Ungeplante laufende Überwachungen erfolgen
a) auf Grundlage einer Mitteilung des Herstellers über eine Änderung der Produktionstechnologie oder eine Änderung der Organisation der internen Produktionskontrolle,
b) zur Kontrolle der Beseitigung von Mängeln, die bei vorhergehenden laufenden Überwachungen oder bei einer Kontrolle durch die Slowakische Handelsinspektion (nachstehend nur „staatliche Kontrollbehörde“) festgestellt wurden,
c) bei Wiederaufnahme der Produktion, wenn eine Produktionsunterbrechung länger als 12 Monate angedauert hat.
(6) Der Zeitraum zwischen der Durchführung der laufenden Überwachungen gemäß den Absätzen 4 und 5 darf nicht länger als 12 Monate sein.
(7) Hersteller sind verpflichtet, der autorisierten Stelle Änderungen der Produktionstechnologie und der eingesetzten Rohstoffe, Halbfertigerzeugnisse und Komponenten, die einen Einfluss auf die Produktmerkmale haben oder haben könnten, sowie organisatorische und personelle Änderungen bei der werkseigenen Produktionskontrolle, die einen Einfluss auf die interne Kontrolle haben oder haben könnten, unverzüglich zu melden.
§ 12
Werkseigene Produktionskontrolle
(1) Die werkseigene Produktionskontrolle ist die dauerhafte Organisation der internen Kontrolle des Herstellers, mit der gewährleistet wird, dass der Produktionsprozess und die hergestellten Produkte mit den Anforderungen dieses Gesetzes an die Leistungsbeständigkeit der wesentlichen Produktmerkmale gemäß der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK in Einklang stehen.
(2) Die werkseigene Produktionskontrolle umfasst
a) die Herausgabe von Betriebsvorschriften zur Regelung der Kontrollverfahren,
b) die Durchführung der Kontrollverfahren gemäß den Betriebsvorschriften,
c) die Aufzeichnung der durchgeführten Kontrollen und ihrer Ergebnisse,
d) die Nutzung der Ergebnisse der Kontrollen und durchgeführten Prüfungen zur Korrektur von festgestellten Nichtkonformitäten der Leistungen wesentlicher Produktmerkmale mit den Anforderungen gemäß der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK und zur Überarbeitung der Kontrollverfahren mit dem Ziel, die Ursachen dieser Nichtkonformitäten zu beseitigen.
(3) Je nach Art und Zusammensetzung des Produkts, der Technologie seiner Herstellung und der Empfindlichkeit der Leistungen seiner wesentlichen Merkmale auf Änderungen in der Herstellung, umfassen die Kontrollverfahren alle oder nur einige der folgenden Tätigkeiten:
a) Beschreibung und Kontrolle von Ausgangsrohstoffen, Halbfertigerzeugnissen, Komponenten oder ihren Teilen oder Bestandteilen, 
b) Kontrolle der verwendeten Produktionseinrichtung bei den einzelnen Zwischenstufen der Produktion, insbesondere die Einstellung der Maschinen und ihre Ausstattung.
(4) Die Durchsetzung der werkseigenen Produktionskontrolle ist vom Hersteller so zu organisieren, dass nur Produkte die Produktion verlassen, die alle in den Betriebsvorschriften festgelegten Kontrollverfahren durchlaufen haben. Hat ein Produkt die Produktion verlassen und wurde verschickt, bevor der Hersteller alle Ergebnisse der Kontrollverfahren erfahren hat, setzt er davon unverzüglich den Abnehmer des Produkts in Kenntnis.
(5) Der Hersteller ist verpflichtet, Berichte über die Ergebnisse durchgeführter Kontrollverfahren zu erstellen und zu überwachen, ob ein Produkt alle Kontrollverfahren gemäß den Betriebsvorschriften durchlaufen hat. Aus den Berichten muss eindeutig hervorgehen, dass das Produkt alle wesentlichen Leistungsmerkmale gemäß der festgelegten Norm oder gemäß der Technischen Bewertung SK aufweist. Zur Auswertung der Ergebnisse der Kontrollverfahren sind vorrangig statistische Methoden anzuwenden.
(6) Wird durch die Kontrollverfahren in irgendeiner Phase der Produktion oder bei einem Zwischenschritt der Produktion festgestellt, dass das herzustellende Produkt nicht die wesentlichen Leistungsmerkmale gemäß der festgelegten Norm oder gemäß der Technischen Bewertung SK aufweist, ist der Hersteller verpflichtet, unverzüglich Handlungen zur Beseitigung der Ursachen der festgestellten Nichtkonformität vorzunehmen. Nach Beseitigung der Nichtkonformität ist vom Hersteller eine Wiederholung der in den Betriebsvorschriften festgelegten Kontrollverfahren sicherzustellen. Produkte, die nicht mit den wesentlichen Leistungsmerkmalen gemäß der festgelegten Norm oder gemäß der Technischen Bewertung SK in Einklang stehen, sind vom Hersteller unverzüglich aus den für die Bereitstellung auf dem heimischen Markt bestimmten Lieferungen auszusortieren, geeignet zu kennzeichnen und bis zur Entscheidung über ihre Verwendung getrennt von den übrigen Produkten zu lagern.
(7) Der Hersteller ist verpflichtet, für jeden Herstellungsort, an dem ein Produkt, ein Produktteil oder ein Produktbestandteil hergestellt wird, und für jede Produktionsstufe einen Mitarbeiter zu beauftragen, die Verfahren der Bewertung der wesentlichen Leistungsmerkmale des Produkts sicherzustellen und alle Fälle von Nichtkonformitäten mit der festgelegten Norm oder mit der Technischen Bewertung SK festzustellen und aufzuzeichnen und Maßnahmen zur Beseitigung festgestellter Nichtkonformitäten zu treffen. Der beauftragte Mitarbeiter muss über die erforderlichen Kenntnisse über die werkseigene Produktionskontrolle und die Produktionstechnologie verfügen.
(8) Der Hersteller ist verpflichtet, sicherzustellen, dass für Kontrollverfahren nur Einrichtungen verwendet werden, die betriebsfähig, geprüft und kalibriert
) sind. Der Hersteller muss für die Kontrollverfahren über die erforderlichen Kontroll-, Prüf- und Messeinrichtungen und die sonstige erforderliche Ausstattung verfügen. Verfügt der Hersteller nicht über solche Einrichtungen und Ausstattungen, ist er verpflichtet sicherzustellen, dass die Kontrollverfahren von einem anderen Wirtschaftsbeteiligten durchgeführt werden, der über die erforderlichen Einrichtungen und Ausstattungen und die zu ihrer Anwendung geeigneten Mitarbeiter verfügt. 
(9) Der Hersteller ist verpflichtet, eine Dokumentation der werkseigenen Produktionskontrolle zu führen, in der er eine Beschreibung der Produktion, das Datum der Produktion, das angewandte Kontrollverfahren sowie die festgestellten Ergebnisse und die Kriterien der Übereinstimmung der wesentlichen Leistungsmerkmale des Produkts aufzeichnet.
(10)  Der Hersteller ist verpflichtet, die vollständige Dokumentation über Produkte und über die einzelnen Chargen der hergestellten Produkte einschließlich Produktionsdetails und Angaben über die wesentlichen Leistungsmerkmale der Produkte sowie die Aufzeichnungen darüber, an wen die Produkte oder ihre Chargen als erstem Abnehmer versandt wurden, für den gesamten Produktionszeitraum und für weitere 10 Jahre ab dem Tag der Produktionseinstellung aufzubewahren. Produkte und deren Chargen müssen eindeutig identifizierbar und die Einzelheiten ihrer Produktion rückverfolgbar sein.
§ 13
Zuständigkeit des Ministeriums für Verkehr, Bauwesen und Regionalentwicklung der Slowakischen Republik
(1) Das Ministerium für Verkehr, Bauwesen und Regionalentwicklung der Slowakischen Republik (nachstehend nur „Ministerium“) 
a) arbeitet mit den anderen zentralen Behörden der staatlichen Verwaltung bezüglich der harmonisierten technischen Spezifikationen, der Europäischen Technischen Bewertungen, der festgelegten Normen und der Technischen Bewertungen SK und bei der Sicherstellung der einheitlichen Umsetzung der Rechtsvorschriften über Produkte zusammen,
b) arbeitet mit dem Amt für Normen, Mess- und Prüfwesen der Slowakischen Republik beim Entwurfsverfahren und der Erstellung Slowakischer Technischer Normen bezüglich Produkten sowie bei der Sicherstellung der Aufhebung festgelegter Normen zum Ende des Zeitraums ihrer parallelen Gültigkeit mit den harmonisierten Normen zusammen, 
c) bestimmt, welche Slowakischen Technischen Normen festgelegte Normen sind und hebt ihre Festlegung auf,
d) stellt die internationale Zusammenarbeit der Slowakischen Republik mit dem Ständigen Ausschuss für das Bauwesen sicher und bestimmt die Repräsentanten der Slowakischen Republik in den sektoralen europäischen Gruppen für das Bauwesen, in der Organisation der Technischen Bewertungsstellen und in der Gruppe notifizierter Stellen, 
e) erfüllt die Aufgaben einer Kontaktstelle für Produkte nach den einschlägigen Vorschriften
),
f) ist zuständig 
1.
für die Autorisierung juristischer Personen und für Änderungen und Entzug von Autorisierungen,
2.
für die Benennung, Überwachung, Bewertung und Auflösung der Technischen Bewertungsstellen nach der einschlägigen Vorschrift
) und für die Information der Kommission und der Mitgliedstaaten über die Verfahren, die es dabei anwendet,
g) ist notifizierende Behörde
) und informiert die Kommission und die Mitgliedstaaten über das Notifizierungsverfahren der autorisierten Stellen
) und teilt der Kommission und den Mitgliedstaaten die notifizierten Stellen
) mit,
h) ist berechtigt, formale Einwände gegen die harmonisierten Normen und gegen die Europäischen Bewertungsdokumente
) vorzubringen,
i) vergütet den autorisierten Stellen für die Technische Bewertung einen jährlichen Beitrag für die Tätigkeit der Organisation der Technischen Bewertungsstellen und einen Beitrag für die Teilnahme des slowakischen Vertreters in dieser Organisation,
j) veröffentlicht auf seiner Webseite
1. Mitteilungen über Erteilung, Änderung und Entzug von Autorisierungen,
2. Mitteilungen über Erlass und Aufhebung von Europäischen Bewertungsdokumenten und Europäischen Technischen Bewertungen in der Originalsprache und in der Übersetzung in die Staatssprache sowie von Technischen Bewertungen SK in der Staatssprache,
3. Mitteilungen über den Zeitraum der parallelen Gültigkeit festgelegter Normen und harmonisierter Normen,
4. das Verzeichnis festgelegter Normen, welches vom Ministerium aktualisiert wird,
5. methodische Leitlinien bezüglich der Tätigkeit der autorisierten Stellen und der Hersteller,
6. Mitteilungen über gemäß Absatz 3 erlassene Maßnahmen,
7. andere Informationen und Angaben bezüglich technischer Spezifikationen und der Tätigkeit der autorisierten Stellen,
k) erteilt auf Antrag von Herstellern Stellungnahmen über die Eingruppierung eines Produkts in das System der Leistungsbewertung und darüber, ob es sich um ein Produkt gemäß Definition handelt, wenn darüber bei der Tätigkeit der autorisierten Stellen oder bei der Ausübung der Aufsicht über den heimischen Markt Zweifel auftreten,
l) erteilt auf Antrag autorisierter Stellen fachliche Stellungnahmen zur Anwendung von Rechtsvorschriften, harmonisierten Normen, Europäischen Technischen Bewertungen, festgelegten Normen und Technischen Bewertungen SK.
(2) Das Ministerium gibt eine allgemeinverbindliche Rechtsvorschrift, in der es das Verzeichnis der Produktgruppen, für die die Leistungsbewertung und die Systeme der Leistungsbewertung gelten, festlegt, sowie ferner ein Muster der Leistungserklärung SK, heraus.  
(3) Das Ministerium erlässt Maßnahmen, mit denen es für die auf dem heimischen Markt bereitgestellten Erzeugnisse die wesentlichen Merkmale, deren Leistungen gemäß den einzelnen harmonisierten Normen, Europäischen Technischen Bewertungen oder festgelegten Normen vom Hersteller in der Leistungserklärung SK zu erklären sind, festlegt.
A u t o r i s i e r u n g
§ 14 
(1) Das Ministerium darf nur juristische Personen mit Sitz in der Slowakischen Republik autorisieren, die
a)
die erforderliche Anzahl von Mitarbeitern mit Fachkenntnissen und ausreichenden Erfahrungen zur Leistungsbewertung beschäftigen,
b)
über eine ausgearbeitete Beschreibung der Verfahren, nach denen die Leistungsbewertung erfolgt, verfügen, und bei denen die Transparenz und Wiederholbarkeit dieser Verfahren gewährleistet ist,
c)
über eingeführte Verfahren verfügen, in denen zwischen den Aufgaben der autorisierten Stelle und anderen Tätigkeiten unterschieden wird,
d)
über die materiellen Mittel und die personelle Sicherstellung, die für die fachlichen und administrativen Aufgaben im Zusammenhang mit den Tätigkeiten, für die sie autorisiert werden sollen, erforderlich ist, und über einen Zugang zu der erforderlichen technischen Ausstattung und den erforderlichen Messgeräten verfügen,
e)
ein Leitungssystem anwenden, das die Unparteilichkeit der obersten Leitungsebene und der Mitarbeiter, die die Leistungsbewertung durchführen, garantiert, 
f)
über ein eingeführtes Entlohnungssystem für die oberste Leitungsebene und die Mitarbeiter, die die Prüfungen und Kontrollen der Produktion durchführen, verfügen, das weder auf der Anzahl der Handlungen noch auf deren Ergebnissen basiert.
(2) Das satzungsmäßige Organ bzw. die Mitglieder des satzungsmäßigen Organs der juristischen Person gemäß Absatz 1 müssen unbescholten sein. Als unbescholten für die Belange dieses Gesetzes wird derjenige nicht betrachtet, der wegen einer der Straftaten Korruption, Legalisierung von Einnahmen aus Straftaten, Schädigung der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften, unberechtigter gewerblicher Tätigkeit oder Betrug rechtskräftig verurteilt wurde. Die Unbescholtenheit ist durch einen Strafregisterauszug, der nicht älter als drei Monate ist, nachzuweisen.
(3) Auf eine Autorisierung besteht kein Rechtsanspruch. Das Ministerium autorisiert so viele juristische Personen und in einer solchen Zusammensetzung, dass ausreichende Kapazitäten für die technische Bewertung und Leistungsbewertung vorhanden sind. 
(4) Das Ministerium kann bei der Autorisierung einen Akkreditierungsbescheid
) oder andere Dokumente, die die Erfüllung der Anforderungen an die Autorisierung gemäß Absatz 1 bezeugen, anerkennen.
(5) Das Ministerium kann juristische Personen wie folgt autorisieren
a)
für die Zertifizierung von Produkten,
b)
für die Zertifizierung der werkeigenen Produktionskontrolle,
c)
als Prüflabor,
d)
für die technische Bewertung.
(6) Eine juristische Person kann für alle Tätigkeiten gemäß Absatz 5 oder nur für einige dieser Tätigkeiten autorisiert werden. Hersteller können nur als Prüflabors autorisiert werden.
(7) Autorisierte Stellen für die Zertifizierung von Produkten übernehmen gemäß dem jeweiligen Leistungsbewertungssystem die Bestimmung des Produkttyps, die Erstinspektion, die laufende Überwachung und die Kontrollprüfungen und stellen SK-Produktzertifikate aus.
(8) Autorisierte Stellen für die Zertifizierung der werkeigenen Produktionskontrolle übernehmen gemäß dem jeweiligen System der Leistungsbewertung die Bestimmung des Produkttyps, die Erstinspektion, die laufende Überwachung und die Kontrollprüfungen und stellen SK-Zertifikate für die werkeigene Produktionskontrolle aus.
(9) Autorisierte Prüflabors übernehmen die Bestimmung des Produkttyps.
(10) Autorisierte Stellen für die technische Bewertung übernehmen die technische Bewertung und stellen Technische Bewertungen SK aus.
(11) Mitarbeiter von Antragstellern auf Autorisierung, die sich an den Tätigkeiten beteiligen werden, für die der Antragsteller autorisiert werden soll, müssen 
a) über ausreichende Kenntnisse der Tätigkeiten, die die autorisierte Stelle übernehmen wird, einschließlich Kenntnissen der festgelegten Normen und Kenntnissen in der Ausfertigung von Zertifikaten, Vermerken und Protokollen gemäß diesem Gesetz verfügen,  
b) die Schweigepflicht über Angaben und Informationen, von denen sie in Ausübung ihrer Tätigkeit Kenntnis erlangt haben, einhalten; das gilt nicht im Verhältnis zu notifizierten Stellen und zu den Behörden der Technischen Bewertung anderer Mitgliedstaaten.
(12) Eine autorisierte Stelle darf im Umfang ihrer Autorisierung und mit Zustimmung des Herstellers eine andere Stelle beauftragen, eine Handlung in ihrem Namen vorzunehmen. Im Prüfprotokoll und im Inspektionsbericht ist anzugeben, welche Handlungen eine beauftragte Stelle vorgenommen hat.
(13) Autorisierte Stellen sind verpflichtet, dem Ministerium Änderungen bei der technischen Basis und bei den Anforderungen gemäß Absatz 1, die für die Bewertung der Eignung zur Ausübung der Tätigkeit als autorisierte Stelle von Bedeutung sind, unverzüglich anzuzeigen. Das Ministerium entscheidet auf Grundlage der Anzeige über eine Änderung des Autorisierungsbescheids, wenn die autorisierte Stelle durch die Änderung organisatorisch oder technisch nicht ungeeignet geworden ist.
(14) Autorisierte Stellen sind verpflichtet, zum Tag des Beginns der Tätigkeit eine Haftpflichtversicherung für durch die autorisierte Tätigkeit verursachte Schäden abzuschließen und während des gesamten Zeitraums der Ausübung der Tätigkeit versichert zu sein.
§ 15
a) Das Ministerium autorisiert juristische Personen auf Grundlage eines Antrags. Der Antrag auf Autorisierung enthält
b) Angaben über den Antragsteller im Umfang Handelsfirma, Ident.-Nr. (IČO), Sitz und Kontaktadresse,
c) Angaben über das satzungsmäßige Organ oder die Mitglieder des satzungsmäßigen Organs des Antragstellers und über den verantwortlichen Vertreter, sofern eingesetzt, im Umfang Vorname, Name, Titel, höchste erreichte Ausbildung und vorhergehende Praxis im Bereich Zertifizierung von Produkten, Zertifizierung der Leitung der Produktion, technische Bescheinigungen oder technische Bewertungen,
d) Angaben über die technische Basis des Antragstellers und ihre Ausstattung,
e) den beantragten Umfang der Autorisierung gemäß § 14 Absatz 5,
f) die Angabe der Produktgruppe, für die die Autorisierung beantragt wird,
g) Angaben über Dokumente, die die Erfüllung der Anforderungen gemäß § 14 Absatz 1 und gemäß Buchstaben a bis c nachweisen.
(1) Wird dem Antragsteller im vollen Umfang entsprochen, kennzeichnet das Ministerium den Autorisierungsbescheid nur in der Akte und stellt dem Antragsteller nur eine Bescheinigung über die Autorisierung aus.
(2) Das Ministerium leitet auf eigene Veranlassung ein Verfahren über den Entzug der Autorisierung ein, wenn es feststellt, dass trotz eines Hinweises der staatlichen Aufsichtsbehörde und Verhängung einer Strafe 
a) eine autorisierte Stelle, die Tätigkeit, für die sie autorisiert war, mehr als 12 Monate nicht ausführt, 
b) eine autorisierte Stelle die Verfahren der Leistungsbewertung verletzt oder eine nicht geprüfte oder nicht kalibrierte Messeinrichtung verwendet,
c) eine autorisierte Stelle durch eine Änderung des ausführenden Managements oder eine Änderung der Qualifikationsstruktur der Mitarbeiter die Fähigkeit verloren hat, neutral und objektiv die Leistungen und ihre Eignung für die Verwendung im Bauwerk für den vorgesehenen Verwendungszweck zu bewerten,
d) die technische Basis der autorisierten Stelle und ihre Ausstattung mit Messeinrichtungen nicht mehr verwendbar geworden sind.
(3) Die Frist für eine Entscheidung gemäß den Absätzen 1 und 3 beträgt 90 Tage ab dem Tag der Einleitung des Verfahrens. 
§ 16
Notifizierung
(1) Eine notifizierte Stelle ist eine autorisierte Stelle, die der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten vom Ministerium notifiziert wurde.
(2) Das Ministerium notifiziert autorisierte Stellen, die die in den Absätzen 3 bis 5 und in der einschlägigen Vorschrift
) aufgeführten Anforderungen erfüllen. Diese Anforderungen müssen sie über den gesamten Zeitraum erfüllen, in dem sie notifizierte Stellen sind. Hat eine notifizierte Stelle Zweigstellen oder Unterauftragnehmer, so muss sie sicherstellen, dass auch ihre Zweigstellen und Unterauftragnehmer die in den Absätzen 3 bis 5 und in der einschlägigen Vorschrift24) aufgeführten Anforderungen erfüllen.
(3) Eine autorisierte Stelle, die einem Wirtschaftsverband oder einem Unternehmerverband angehört und die an Entwicklung, Herstellung, Bereitstellung, Montage, Verwendung oder Wartung von Produkten beteiligt ist, zu deren Leistungsbewertung sie berechtigt ist, kann vom Ministerium nur dann notifiziert werden, wenn im Notifizierungsverfahren nachgewiesen wird, dass sie bei der Leistungsbewertung unabhängig von den Organen des Wirtschaftsverbands oder Unternehmerverbands ist, dass sie weder Hersteller, noch Importeur, Händler oder Bevollmächtigter ist und auch nicht eigentumsmäßig oder personell mit einem Hersteller, Importeur, Händler oder Bevollmächtigten verbunden ist, der das Produkt auf dem heimischen Markt oder auf dem Binnenmarkt der Europäischen Union vermarktet oder es auf diesen Märkten bereitstellt, und dass sie auch nicht auf andere Weise, insbesondere durch Leistung von Beratungsdiensten für den Wirtschaftsverband, Unternehmerverband oder einen Hersteller, Importeur, Händler oder Bevollmächtigten, in einem Interessenskonflikt steht.
(4) Eine notifizierte Stelle, ihre oberste Leitungsebene und die Mitarbeiter, die die Leistungsbewertung durchführen, dürfen weder Projektant noch Hersteller, Lieferant, Monteur, Käufer, Eigentümer, Nutzer oder Instandhalter der Produkte, zu deren Leistungsbewertung sie berechtigt sind, und auch nicht Bevollmächtigter einer der obengenannten Personen sein; das gilt nicht, wenn es sich um die Verwendung eines Produkts im Rahmen der Tätigkeit der autorisierten Stelle, oder um die Verwendung eines Produkts zum persönlichen Gebrauch der obersten Leitungsebene oder der anderen Mitarbeiter handelt.
(5) Eine notifizierte Stelle, ihre oberste Leitungsebene und die Mitarbeiter, die die Aufgaben im Prozess der Leistungsbewertung ausführen, dürfen nicht unmittelbar an Entwicklung, Herstellung, Bauausführung, Verkauf, Montage, Verwendung oder Wartung von Produkten beteiligt sein, deren Leistungen sie zu bewerten berechtigt sind, sie dürfen auch nicht bevollmächtigt sein, Personen zu vertreten, die an diesen Tätigkeiten beteiligt sind und dürfen diesen auch keine Beratungsdienste gewähren. 
(6) Die Notifizierung durch das Ministerium erfolgt auf Grundlage eines Antrags einer autorisierten Stelle. Der Antrag auf Notifizierung enthält
a) Angaben über den Antragsteller im Umfang Handelsfirma, Ident.-Nr. (IČO), Sitz und Kontaktadresse,
b) Angaben über das satzungsmäßige Organ oder die Mitglieder des satzungsmäßigen Organs des Antragstellers und über den verantwortlichen Vertreter, sofern eingesetzt, im Umfang Vorname, Name, Titel, höchste erreichte Ausbildung und vorhergehende Praxis im Bereich Zertifizierung oder Prüfwesen, 
c) Angaben über die technische Basis des Antragstellers und ihre Ausstattung,
d) Angaben und Dokumente, die die Erfüllung der Anforderungen gemäß den Absätzen 3 bis 5 und gemäß den Buchstaben a bis c nachweisen und
e) Angaben nach der einschlägigen Vorschrift
).
(7) Das Ministerium informiert die Kommission über das Verfahren der Bewertung der Antragsteller auf Notifizierung und über die Notifizierung der autorisierten Stellen und über das Verfahren der Überwachung der Tätigkeiten der notifizierten Stellen im Prozess der Leistungsbewertung sowie über Änderungen bei diesen Verfahren mittels des von der Kommission entwickelten und verwalteten elektronischen Tools.
§ 17
Benennung der Technischen Bewertungsstellen
(1) Technische Bewertungsstellen sind autorisierte Stellen für die Technische Bewertung, die vom Ministerium bei der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten für einen oder mehrere Produktbereiche nach der einschlägigen Vorschrift
) notifiziert wurden.
(2) Das Ministerium kann als Technische Bewertungsstellen autorisierte Stellen für die technische Bewertung, die die in der einschlägigen Vorschrift
) aufgeführten Anforderungen erfüllen, benennen. Diese Anforderungen müssen sie über den gesamten Zeitraum erfüllen, in dem sie Technische Bewertungsstellen sind.
(3) Die Benennung durch das Ministerium als Technische Bewertungsstelle erfolgt auf Grundlage eines Antrags einer autorisierten Stelle für die technische Bewertung. Ein Antrag auf Benennung als technische Bewertungsstelle beinhaltet
a) Angaben über den Antragsteller im Umfang Handelsfirma, Ident.-Nr. (IČO), Sitz und Kontaktadresse,
b) Angaben über das satzungsmäßige Organ oder die Mitglieder des satzungsmäßigen Organs des Antragstellers und über den verantwortlichen Vertreter, sofern eingesetzt, im Umfang Vorname, Name, Titel, höchste erreichte Ausbildung und vorhergehende Praxis im Bereich technische Bewertung oder technische Zertifizierung, 
c) Angaben über die technische Basis des Antragstellers und ihre Ausstattung,
d) Angaben über Dokumente, die die Erfüllung der Anforderungen gemäß den Buchstaben a bis c nachweisen und
e) Angaben über die Erfüllung der Anforderungen nach der einschlägigen Vorschrift27).
§ 18
Staatliche Aufsicht 
(1) Das Ministerium übt die staatliche Aufsicht über die Tätigkeit der Technischen Bewertungsstellen, notifizierten Stellen und autorisierten Stellen aus. Das Ministerium 
a) überwacht und bewertet die Tätigkeit der Technischen Bewertungsstellen, notifizierten Stellen und autorisierten Stellen und trifft Maßnahmen zur Beseitigung festgestellter Mängel bei deren Tätigkeiten,
b) achtet darauf, dass neue Rechtsvorschriften und ihre Änderungen den Zugang von Produkten mit CE-Kennzeichnung zum heimischen Markt weder behindern noch erschweren und dass die Leistungsbewertungssysteme bei Produkten, deren Leistungen sich aus den harmonisierten Technischen Spezifikationen und den Europäischen Technischen Bewertungen ableiten, mit diesen Rechtsvorschriften in Einklang stehen,
c) stellt auf Ersuchen der Kommission Informationen im Zusammenhang mit den Unterlagen für die Benennung der Technischen Bewertungsstellen und über die Wahrung der Eignung der Technischen Bewertungsstellen und im Zusammenhang mit den Unterlagen für die Notifizierung und über die Wahrung der Eignung der notifizierten Stellen zur Verfügung,
d) verhängt Strafen für Verwaltungsdelikte gemäß § 27 Absätze 1 bis 3.
(2) Die mit der Ausübung der staatlichen Aufsicht gemäß Absatz 1 beauftragten Mitarbeiter sind 
a) berechtigt, die Arbeitsstätten der Technischen Bewertungsstellen, notifizierten Stellen und autorisierten Stellen zu betreten,
b) berechtigt, Einsicht in die Dokumentationen der Technischen Bewertungsstellen, notifizierten Stellen und autorisierten Stellen zu nehmen,
c) berechtigt, von Mitarbeitern der Technischen Bewertungsstellen, notifizierten Stellen und autorisierten Stellen Erklärungen bezüglich ihrer Tätigkeiten zu verlangen,
d) zur Einhaltung der Schweigepflicht über Tatsachen, von denen sie in Ausübung der staatlichen Aufsicht Kenntnis erlangt haben, verpflichtet, und zwar auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses; von dieser Pflicht können sie von demjenigen entbunden werden, den die Tatsache betrifft.
§ 19
Aufsicht über den heimischen Markt
(1) Die Aufsicht über den heimischen Markt und die Kontrolle der auf dem heimischen Markt vermarkteten und bereitgestellten Produkte wird durch die staatliche Kontrollbehörde ausgeübt.
(2) Die Staatliche Kontrollbehörde 
a) führt Kontrollen durch und verhängt Maßnahmen und Strafen nach der einschlägigen Vorschrift
) und nach diesem Gesetz,
b) trifft Maßnahmen bezüglich Produkten, die eine Gefahr für Gesundheit und Sicherheit
) darstellen, 
c) trifft Maßnahmen bei Feststellung formaler Nichtkonformitäten, informiert über die Ergebnisse von Bewertungen und getroffene Maßnahmen die Kommission und die Mitgliedstaaten nach der einschlägigen Vorschrift
), 
d) kann einer autorisierten Stelle die Aufhebung eines SK-Zertifikats oder einer Technischen Bewertung SK vorschlagen.
(3) Stellt die staatliche Kontrollbehörde durch eine Kontrolle oder auf Grundlage eines in einem anderen Mitgliedstaat gewonnenen Beweises fest, dass ein Produkt, das auf dem heimischen Markt vermarktet wird, nicht das ausreichende Sicherheitsniveau bietet, das in den technischen Spezifikationen und in diesem Gesetz verlangt wird, kann sie dessen Bereitstellung auf dem heimischen Markt verweigern und anweisen, dass es zurückgerufen oder vom heimischen Markt genommen wird. Sie kann so verfahren, wenn
a) sie den Hersteller, Importeur, Händler oder Bevollmächtigten schriftlich informiert hat, welche Bestimmungen dieses Gesetzes ein Hindernis für die Bereitstellung des Produkts auf dem heimischen Markt darstellen, und ihn aufgefordert hat, sich innerhalb einer festgelegten Frist zu äußern und einen Beweis für das ausreichende Sicherheitsniveau des Produkts zu erbringen,
b) sie auf Grundlage der Ergebnisse der Kontrollprüfungen an einer genommenen Probe aus dem Vertrieb und den erlangten Erkenntnissen über die wesentlichen Produktmerkmale ein nicht ausreichendes Sicherheitsniveau des Produkts nachgewiesen hat und
c) sie vor der endgültigen Entscheidung die Äußerungen des Herstellers, Importeurs, Händlers oder Bevollmächtigten gemäß Buchstabe a berücksichtigt hat.
V e r f a h r e n
§ 20
Grundlegende Bestimmungen
(1) Für Verfahren nach diesem Gesetz gilt die allgemeine Vorschrift über Verwaltungsverfahren
), sofern in diesem Gesetz oder in der einschlägigen Vorschrift
) nicht anders festgelegt.
(2) Die allgemeine Vorschrift über Verwaltungsverfahren gilt nicht für
a) die Erteilung und Aufhebung von SK-Zertifikaten,
b) die Erteilung und Aufhebung von Technischen Bewertungen SK,
c) die Notifizierung von autorisierten Stellen und die Aufhebung von Notifizierungen,
d) die Benennung von autorisierten Stellen als Technische Bewertungsstellen und die Aufhebung von Benennungen,
e) die Bestimmung, welche Slowakischen Technischen Normen festgelegte Normen sind und für die Aufhebung ihrer Festlegung,
f) die Abwicklung von Einwänden gegen Handlungen der Technischen Bewertungsstellen, notifizierten Stellen und autorisierten Stellen,
g) die Untersuchung der Abwicklung von Einwänden durch das Ministerium.
§ 21
Verfahren um die Ausstellung von SK-Zertifikaten 
(1) Ein Verfahren um die Ausstellung eines SK-Zertifikats gilt mit dem Tag der Zustellung eines schriftlichen Antrags des Herstellers, seines Bevollmächtigten oder Importeurs an die zur Zertifizierung des betreffenden Produkts oder der betreffenden Produktgruppe berechtigte autorisierte Stelle als eingeleitet.
(2) Der Antrag auf Ausstellung eines SK-Zertifikats beinhaltet:
a) Angaben über den Antragsteller im Umfang Handelsfirma, Ident.-Nr. (IČO), und Kontaktadresse, 
b) Angaben über den Hersteller im Umfang Handelsfirma, Ident.-Nr. (IČO) und Kontaktadresse, wenn nicht der Hersteller Antragsteller ist,
c) Herstellungsort, an dem das Produkt hergestellt und die werkseigene Produktionskontrolle angewandt wird, 
d) Angaben über das Produkt, insbesondere 
1. seinen Gattungsbegriff und den Handelsnamen,
2. Bezeichnung aller seiner Typen und Varianten, die mit der gleichen Technologie hergestellt werden,
3. Verwendungszweck des Produkts im Bauwerk und eventuelle Verwendungsbeschränkungen,
4. Bezeichnung der für das Produkt geltenden festgelegten Norm oder Technischen Bewertung SK,
e) Angabe darüber, ob es sich um die Zertifizierung eines Produkts oder um die Zertifizierung der werkseigenen Produktionskontrolle handeln soll.
(3) Beinhaltet ein Antrag nicht die Obliegenheiten gemäß Absatz 2 oder weist er einen anderen Mangel auf, wegen dem das Verfahren nicht fortgesetzt werden kann, fordert die autorisierte Stelle den Antragsteller schriftlich auf, den Antrag innerhalb einer festgelegten Frist zu ergänzen bzw. einen anderen Mangel des Antrags zu beseitigen. Tut der Antragsteller dies nicht innerhalb der festgelegten Frist, setzt die autorisierte Stelle das Verfahren nicht fort und schickt den Antrag an den Antragsteller zurück.
(4) Die autorisierte Stelle schickt innerhalb von zehn Arbeitstagen ab dem Tag, an dem der Antrag vollständig ist, den Entwurf eines Vertrags über die Bedingungen der Zertifizierung an den Antragsteller. Für Inhalt und Form des Vertrags gelten die Bestimmungen von Verträgen über Kontrolltätigkeiten
) entsprechend. Lehnt der Antragsteller den Vertragsentwurf ab oder kommt der Vertrag aus anderen Gründen nicht zu Stande, setzt die autorisierte Stelle das Verfahren nicht fort und schickt den Antrag an den Antragsteller zurück.
(5) Eine autorisierte Stelle setzt das Verfahren vor Vertragsabschluss nicht fort und schickt den Antrag an den Antragsteller zurück, wenn 
a) der Antragsteller den Antrag zurückgezogen hat, 
b) sie feststellt, dass 
1. sie für die Zertifizierung im Umfang des gestellten Antrags nicht zuständig ist,
2. ihr nach Antragstellung die Autorisierung entzogen wurde,
3. weder eine festgelegte Norm noch eine Technische Bewertung SK existieren, nach denen eine Zertifizierung erfolgen kann,
4. nach Einleitung des Verfahrens der Hersteller ohne Rechtsnachfolger erloschen ist,
5. die Herstellung des im Antrag genannten Produkts eingestellt wurde, oder wenn seine Herstellung verboten oder ausgesetzt wurde, oder
c) in der gleichen Sache eine Zertifizierung bei einer anderen autorisierten Stelle stattfindet.
(6) Antragsteller können einen Antrag nur bis Vertragsabschluss zurücknehmen. 
(7) Antragsteller können vom Antrag zurücktreten, wenn die autorisierte Stelle den Vertrag nicht erfüllt oder mindestens zwei Monate lang nicht tätig ist.
(8) Eine autorisierte Stelle kann vom Antrag zurücktreten, wenn der Hersteller den Vertrag nicht erfüllt, wenn er mindestens zwei Monate lang nicht tätig ist und ohne seine Mitwirkung die Vertragserfüllung nicht fortgesetzt werden kann, oder wenn ein Hindernis in der Vertragserfüllung gemäß Absatz 5 entsteht.
(9) Wird durch die Leistungsbewertungssysteme nachgewiesen, dass die Leistungen der wesentlichen Produktmerkmale oder die werkseigene Produktionskontrolle mit den Leistungen gemäß der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK konform sind, wird durch die autorisierte Stelle das SK-Zertifikat erteilt.
(10) Die autorisierte Stelle für die Zertifizierung von Produkten erteilt das SK-Zertifikat für ein Produkt auf Grundlage von Prüfungen und Inspektionen in dem Leistungsbewertungssystem, das laut Durchführungsvorschrift für die entsprechende Produktgruppe gilt.
(11) Die autorisierte Stelle für die Zertifizierung der werkseigenen Produktionskontrolle erteilt das SK-Zertifikat für eine werkseigene Produktionskontrolle auf Grundlage der Erstinspektion und der laufenden Überwachung im Umfang laut Durchführungsvorschrift.
(12) Wird durch die Leistungsbewertungssysteme die Konformität der Leistungen der wesentlichen Produktmerkmale oder der werkseigenen Produktionskontrolle mit den geforderten Leistungen gemäß der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK nicht nachgewiesen, wird durch die autorisierte Stelle das SK-Zertifikat nicht erteilt und dem Antragsteller dies auch unter Angabe des Grundes, warum die autorisierte Stelle kein SK-Zertifikat erteilt hat, mitgeteilt.
(13) Das SK-Zertifikat eines Produkts beinhaltet:
a) Angaben über die autorisierte Stelle im Umfang Handelsfirma, Sitz, Ident.-Nr. (IČO) und Nummer der Autorisierung,
b) Kennzeichnung des Herstellers im Umfang Handelsfirma, Ident.-Nr. (IČO) und Herstellungsort des Produkts, für das das SK-Zertifikat gilt,
c) Angaben über das Produkt im Umfang Gattungsbegriff, Handelsname und Kennzeichnung der Typen und Varianten, die mit der gleichen Technologie hergestellt werden, 
d) Angaben über den Verwendungszweck im Bauwerk gemäß der festgelegten Norm oder gemäß der Technischen Bewertung SK und über eventuelle Verwendungseinschränkungen,
e) Bezeichnung der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK, auf deren Grundlage das SK-Zertifikat erteilt wurde und Information über die wesentlichen Produktmerkmale, die bewertet wurden und deren Beständigkeit überprüft wurde,
f) Name und Nummer des SK-Zertifikats und Ausstellungsdatum,
g) Angaben über die Gültigkeitsbedingungen des SK-Zertifikats,
h) Vorname, Name und Funktion der Person, die berechtigt ist, das SK-Zertifikat zu unterschreiben, ihre Unterschrift und Stempel der autorisierten Stelle.
(14) Das SK-Zertifikat einer werkseigenen Produktionskontrolle beinhaltet:
a) Angaben über die autorisierte Stelle im Umfang Handelsfirma, Sitz, Ident.-Nr. (IČO) und Nummer der Autorisierung,
b) Kennzeichnung des Herstellers im Umfang Handelsfirma, Ident.-Nr. (IČO) und Herstellungsort des Produkts, für das das SK-Zertifikat gilt,
c) Angaben über das Produkt im Umfang Gattungsbegriff und Handelsname,
d) Angaben über den Verwendungszweck im Bauwerk gemäß der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK und über eventuelle Verwendungseinschränkungen,
e) Bezeichnung der festgelegten Norm oder der Technischen Bewertung SK, auf deren Grundlage das SK-Zertifikat ausgestellt wurde, 
f) Name und Nummer des SK-Zertifikats und Ausstellungsdatum,
g) Angaben über die Gültigkeitsbedingungen des SK-Zertifikats,
h) Vorname, Name und Funktion der Person, die berechtigt ist, das SK-Zertifikat zu unterschreiben, ihre Unterschrift und Stempel der autorisierten Stelle.
(15) SK-Zertifikate sind ab dem im Zertifikat angegebenen Gültigkeitstag an gültig. SK-Zertifikate werden mit unbegrenzter Gültigkeit erteilt. Die autorisierten Stellen begrenzen die Gültigkeit von SK-Zertifikaten, wenn der Antragsteller dies beantragt, und zwar auf die Zeit, die der Antragsteller im Antrag angegeben oder im Verfahren geltend gemacht hat. Eine autorisierte Stelle kann die Gültigkeit eines SK-Zertifikats auch dann begrenzen, wenn
a) ein Hersteller eine Änderung der Produktionstechnologie oder eine Änderung der werkseigenen Produktionskontrolle vorbereitet, und zwar auf den Zeitraum der Durchführung der Änderung,
b) Angaben über ein Produkt oder eine werkseigene Produktionskontrolle eine zeitlich begrenzte Gültigkeit haben, und zwar auf den Zeitraum ihrer Gültigkeit,
c) die Beseitigung festgestellter unbedeutender Abweichungen von einer festgelegten Norm oder Technischen Bewertung SK eine Systemänderung der Herstellungstechnologie oder eine Änderung der werkseigenen Produktionskontrolle erfordern, und zwar auf die Zeit von deren Durchführung, höchstens jedoch auf einen Zeitraum von fünf Jahren.
(16) SK-Zertifikate werden eigenhändig an den Antragsteller ausgehändigt, Mitteilungen über deren Erteilung werden von der autorisierten Stelle auf ihrer Webseite veröffentlicht.
(17) Ein SK-Zertifikat darf nur als Ganzes kopiert werden. Das Kopieren nur eines Teils davon darf nur mit Zustimmung der autorisierten Stelle, die die Bewertung erteilt hat, erfolgen.
(18) Ein Hersteller darf eine Leistungserklärung SK frühestens am auf den Tag des Beginns der Gültigkeit des SK-Zertifikats folgenden Tag herausgeben und veröffentlichen. 
(19) Ändern sich während des Gültigkeitszeitraums des SK-Zertifikats Angaben, die Inhalt des Zertifikats sind und ist die Änderung kein Grund für dessen Aufhebung, erteilt die autorisierte Stelle auf Grundlage eines Antrags ein SK-Zertifikat, das die neuen Angaben enthält und der Hersteller stellt auf dessen Grundlage eine neue Leistungserklärung SK aus.
§ 22
Verfahren um die Aufhebung von SK-Zertifikaten 
(1) Eine autorisierte Stelle leitet ein Verfahren um die Aufhebung eines SK-Zertifikats ein, wenn sie feststellt, dass
a) ein Hersteller die Nichtkonformität eines Produkts oder der werkseigenen Produktionskontrolle nicht innerhalb der festgelegten Frist beseitigt hat,
b) wesentliche Leistungsmerkmale eines Produkts laut Ergebnissen von Kontrollprüfungen nicht mit den Leistungen in der Leistungserklärung SK oder mit den Ergebnissen der Prüfungen des Produkttyps konform sind, 
c) durch die werkseigene Produktionskontrolle das geforderte Niveau der Produktionskontrolle dauerhaft nicht sichergestellt wird,
d) ein Hersteller eine Änderung der Produktionstechnologie oder eine Änderung bei den verwendeten Rohstoffen, Halbfertigerzeugnissen oder Komponenten vorgenommen hat, die einen solchen grundlegenden Einfluss auf die wesentlichen Leistungsmerkmale eines Produkts hat, das eine neue Zertifizierung erforderlich ist,
e) ein Hersteller der autorisierten Stelle oder ihrem Unterauftragnehmer die Ausübung der laufenden Überwachung oder Kontrollprüfungen nicht gestattet hat.
(2) Ein Verfahren um die Aufhebung eines SK-Zertifikats gilt am Tag der Zustellung einer Mitteilung über die Einleitung des Verfahrens an denjenigen, der im Verfahren um die Erteilung des SK-Zertifikats Antragsteller war, als eingeleitet. 
(3) Wird im Verfahren um die Aufhebung eines SK-Zertifikats einer der Gründe gemäß Absatz 1 nachgewiesen, so hebt die autorisierte Stelle das SK-Zertifikat nach schriftlicher Äußerung des Herstellers zu dem Grund gemäß Absatz 1 auf. Hat ein Hersteller um die Aufhebung eines SK-Zertifikats ersucht, hebt die autorisierte Stelle das SK-Zertifikat unverzüglich und ohne weitere Untersuchung auf.
(4) Eine Mitteilung über die Aufhebung des SK-Zertifikats wird an denjenigen, der Antragsteller auf Erteilung des SK-Zertifikats war und an die staatliche Kontrollbehörde übersandt und auf der Webseite der autorisierten Stelle veröffentlicht. Wurde das SK-Zertifikat auf Grundlage einer Technischen Bewertung SK erteilt, wird die Mitteilung über die Aufhebung des SK-Zertifikats auch an die autorisierte Stelle für die technische Bewertung übersandt.  
(5) Am Tag der Zustellung der Mitteilung über die Aufhebung des SK-Zertifikats an den Antragsteller verliert auch die Leistungserklärung SK, die auf dessen Grundlage abgegeben wurde, ihre Gültigkeit.
§ 23
Verfahren um die Ausstellung von Technischen Bewertungen SK
(1) Ein Verfahren um die Ausstellung einer Technischen Bewertung SK gilt mit dem Tag der Zustellung eines schriftlichen Antrags des Herstellers, seines Bevollmächtigten oder Importeurs an die zuständige autorisierte Stelle für die technische Bewertung als eingeleitet.
(2) Der Antrag auf Ausstellung einer Technischen Bewertung SK beinhaltet:
a) Angaben über den Hersteller im Umfang Handelsfirma, Ident.-Nr. (IČO), Sitz und Kontaktadresse,
b) Angaben über das Produkt, insbesondere seine Bezeichnung und Eingruppierung in eine Produktgruppe, seine detaillierte technische Beschreibung und technische Zeichnungen,
c) die Ergebnisse durchgeführter Prüfungen, Berechnungen und anderer Handlungen, die für die Erteilung der Technischen Bewertung SK Bedeutung haben,
d) Angaben über den Umfang der Eignung zur Verwendung des Produkts im Bauwerk,
e) Angaben über die Herstellung des Produkts und die Herstellungsorte des Produkts,
f) Angaben über die werkseigene Produktionskontrolle, insbesondere über ihre Organisation, personelle Sicherstellung und technische Ausstattung, 
g) die Bezeichnung der technischen Vorschrift oder technischen Norm, die keine festgelegte Norm ist, deren Inhalt jedoch als Unterlage für die technische Bewertung verwendet werden soll.
(3) Beinhaltet ein Antrag nicht die Obliegenheiten gemäß Absatz 2, fordert die autorisierte Stelle den Antragsteller schriftlich auf, den Antrag innerhalb einer festgelegten Frist zu ergänzen. Ergänzt der Antragsteller den Antrag nicht innerhalb der festgelegten Frist, setzt die autorisierte Stelle das Verfahren nicht fort und schickt den Antrag an den Antragsteller zurück. 
(4) Die autorisierte Stelle schickt innerhalb von 30 Arbeitstagen ab dem Tag, an dem der Antrag vollständig ist, den Entwurf eines Vertrags über die Bedingungen der technischen Bewertung an den Antragsteller. Für Inhalt und Form des Vertrags gelten die Bestimmungen von Verträgen über Kontrolltätigkeiten33) entsprechend. Lehnt der Antragsteller den Vertragsentwurf ab oder kommt der Vertrag aus anderen Gründen nicht zu Stande, setzt die autorisierte Stelle das Verfahren nicht fort und schickt den Antrag an den Antragsteller zurück.
(5) Der Hersteller ist verpflichtet, Mitarbeitern der autorisierten Stelle den Zutritt zu allen Betriebsstätten, in denen das Produkt hergestellt oder gelagert wird, zu gestatten. Die Nichterfüllung dieser Pflicht stellt einen Grund für einen Vertragsrücktritt dar. Die autorisierte Stelle kann auch dann vom Vertrag zurücktreten, wenn ein Antragsteller auch nach wiederholter Aufforderung den im Vertrag vereinbarten Betrag für die Leistungen der technischen Bewertung oder einen Vorschuss dieses Betrags nicht innerhalb der festgelegten Frist beglichen hat.
(6) Vor Erteilung einer Technischen Bewertung SK überprüft die autorisierte Stelle die Leistungen relevanter wesentlicher Produktmerkmale in Bezug auf die erklärte Verwendung oder lässt diese überprüfen und bewertet die werkseigene Produktionskontrolle an den Herstellungsorten oder lässt diese bewerten und vergleicht die erhaltenen Ergebnisse mit der Vorschrift oder Norm gemäß Absatz 2 Buchstabe g. Hat der Antragsteller im Antrag keine Vorschrift oder Norm gemäß Absatz 2 Buchstabe g angegeben oder gehen die Leistungen wesentlicher Produktmerkmale aus der angegebenen Vorschrift oder Norm nicht hervor, werden diese dem Antragsteller von der autorisierten Stelle vorgeschlagen, und wenn der Antragsteller diesen zustimmt, überprüft die autorisierte Stelle die Leistungen der vereinbarten wesentlichen Produktmerkmale oder lässt diese überprüfen und bewertet die werkseigene Produktionskontrolle an den Herstellungsorten des Produkts oder lässt diese bewerten.
(7) Wird durch die Handlungen gemäß Absatz 6 eine positive Bewertung der Leistungen der wesentlichen Produktmerkmale in Bezug zu der vom Hersteller erklärten Verwendung im Bauwerk nachgewiesen, wird die Technische Bewertung SK von der autorisierten Stelle erteilt. Erteilt die autorisierte Stelle die Technische Bewertung SK nicht, teilt sie dem Antragsteller dies unter Angabe der Gründe für die Nichterteilung mit.
(8) Die Erteilung einer neuen Technischen Bewertung SK kann nur nach einer neuen technischen Bewertung auf Grundlage eines neuen Vertrags erfolgen. Handelt es sich um eine Änderung der Technischen Bewertung SK, kann der Antrag nur bei derjenigen autorisierten Stelle gestellt werden, die die Technische Bewertung SK, die geändert werden soll, erteilt hat.
a) Die Technische Bewertung SK beinhaltet:
b) Angaben über die autorisierte Stelle im Umfang Handelsfirma, Sitz, Ident.-Nr. (IČO) und Nummer der Autorisierung,
c) Kennzeichnung des Herstellers im Umfang Handelsfirma, Ident.-Nr. (IČO) und Herstellungsort des Produkts, für das die Technische Bewertung SK gilt,
d) Angaben über das Produkt im Umfang Handelsname, Gattungsbegriff und Kennzeichnung der Typen und Varianten, die mit der gleichen Technologie hergestellt werden,
e) Angaben über den Verwendungszweck und die Art und Weise der Verwendung im Bauwerk gemäß der Technischen Bewertung SK und über eventuelle Verwendungseinschränkungen im Bauwerk,
f) Angaben über die Gültigkeitsbedingungen der Technischen Bewertung SK,
g) Name und Nummer der Technischen Bewertung SK und Ausstellungsdatum,
h) Vorname, Name und Funktion der Person, die berechtigt ist, die Technische Bewertung SK zu unterschreiben, ihre Unterschrift und Stempel der autorisierten Stelle,
i) Kennzeichnung des vorgeschriebenen Leistungsbewertungssystems, Aufstellung der Produktprüfungen und Inspektionen der werkseigenen Produktionskontrolle, die nach diesem System durchgeführt werden sollen, 
j) Anforderungen an Begleitangaben,
k) Anhänge
1. detaillierte technische Beschreibung des Produkts, in der Regel auch durch Zeichnungen ergänzt,
2. Beschreibung der ermittelten Leistungen der relevanten wesentlichen Produktmerkmale,
3. Aufstellung der in Absatz 2 Buchstabe g aufgeführten Vorschriften und Normen, wenn diese angewendet wurden,
4. Aufstellung weiterer Dokumente, die bei der Erteilung der Technischen Bewertung SK verwendet wurden.
(9) Technische Bewertungen SK sind ab den in der Bewertung angegebenen Gültigkeitstagen gültig. Technische Bewertungen SK werden auf unbestimmte Zeit erteilt. 
(10) Technische Bewertungen SK werden eigenhändig an den Antragsteller ausgehändigt, Mitteilungen über deren Erteilung werden von der autorisierten Stelle auf ihrer Webseite veröffentlicht.
(11) Eine Technische Bewertung SK darf nur als Ganzes kopiert werden. Das Kopieren nur eines Teils davon darf nur mit Zustimmung der autorisierten Stelle, die die Bewertung erteilt hat, erfolgen. 
§ 24
Verfahren um die Aufhebung von Technischen Bewertungen SK 
(1)  Die autorisierte Stelle leitet ein Verfahren um die Aufhebung einer Technischen Bewertung SK ein, wenn sie feststellt, dass
a) für das gleiche Produkt des gleichen Erzeugers eine Europäische Technische Bewertung erteilt wurde,
b) für das gleiche Produkt eine harmonisierte Norm gilt, oder
c) eine allgemeinverbindliche Rechtsvorschrift festlegt, dass das Produkt, einer seiner Bestandteile oder Teile nicht auf dem heimischen Markt bereitgestellt oder für die Erstellung eines Bauwerks verwendet werden dürfen oder dass die Verwendung des Produkts nicht mit den Anforderungen an die Sicherheit von Personen bei Bauarbeiten oder Instandhaltungsarbeiten in Einklang steht.
(2) Ein Verfahren um die Aufhebung einer Technischen Bewertung SK gilt am Tag der Zustellung einer Mitteilung über die Einleitung des Verfahrens an denjenigen, der im Verfahren um die Erteilung der Technischen Bewertung SK Antragsteller war, als eingeleitet.
(3) Wird im Verfahren um die Aufhebung einer Technischen Bewertung SK einer der Gründe gemäß Absatz 1 nachgewiesen, so hebt die autorisierte Stelle die Technische Bewertung SK nach schriftlicher Äußerung des Antragstellers zu dem Grund gemäß Absatz 1 auf. Hat ein Hersteller um die Aufhebung einer Technischen Bewertung SK ersucht, hebt die autorisierte Stelle die Technische Bewertung SK unverzüglich und ohne weitere Untersuchung auf. 
(4) Eine Mitteilung über die Aufhebung der Technischen Bewertung SK wird an denjenigen, der Antragsteller auf Erteilung der Technischen Bewertung SK war und an das Ministerium übersandt und auf der Webseite der autorisierten Stelle veröffentlicht.
(5) Am Tag der Zustellung der Mitteilung über die Aufhebung der Technischen Bewertung SK an den Hersteller verlieren auch die SK-Zertifikate und die Leistungserklärung SK, die auf deren Grundlage erteilt wurden, ihre Gültigkeit. 
§ 25
Einspruchsverfahren
(1) Antragsteller haben das Recht, Einsprüche gegen die Vorgehensweise und einzelne Handlungen der Technischen Bewertungsstellen, notifizierten Stellen und autorisierten Stellen in Verfahren nach diesem Gesetz vorzubringen. Einsprüche werden bei der Stelle vorgebracht, deren Vorgehensweise oder Handlung angefochten wird, und zwar innerhalb von 10 Arbeitstagen ab dem Tag des Stattfindens der Vorgehensweise oder Handlung, sofern im Vertrag keine längere Frist vereinbart wurde. Einsprüche haben keine aufschiebende Wirkung.
(2) Derjenige, gegen den die Einsprüche vorgebracht wurden, ist verpflichtet, sich unverzüglich mit dem Inhalt der Einsprüche zu beschäftigen und die angefochtene Vorgehensweise oder Handlung zu untersuchen. Betrifft die Vorgehensweise oder Handlung einen Unterauftragnehmer oder eine andere beauftragte Person, fordert die autorisierte Stelle deren Äußerung und einen schriftlichen Bericht über eine durchgeführte Inspektion, Prüfung oder Messung an.
(3) Wird bei der Untersuchung festgestellt, dass die Einsprüche begründet sind, stellt die Technische Bewertungsstelle, notifizierte Stelle oder autorisierte Stelle auf Kosten desjenigen, der den angefochtenen Mangel verursacht hat, dessen Beseitigung, insbesondere durch Wiederholung einer Kontrollprüfung und Korrektur des Prüfprotokolls, Wiederholung einer Messung oder eine andere wirksame Korrektur, sicher.
(4) Wird bei der Untersuchung festgestellt, dass die Einsprüche unbegründet sind, teilen die Technische Bewertungsstelle, notifizierte Stelle oder autorisierte Stelle das Ergebnis der Untersuchung innerhalb von drei Arbeitstagen nach Abschluss der Überprüfung des Inhalts der Einsprüche demjenigen mit, der diese Einsprüche vorgebracht hat, und zwar auch mit Angabe, welche Kontrollmaßnahmen durchgeführt wurden und mit welchem Ergebnis.
§ 26
Verfahren über die Überprüfung der Abwicklung von Einsprüchen
(1) Ein Antragsteller, dem eine Technische Bewertungsstelle, notifizierte Stelle oder autorisierte Stelle mitgeteilt hat, dass seine Einsprüche unbegründet sind, kann das Ministerium um die Überprüfung der Abwicklung der Einsprüche ersuchen, wenn er der Meinung ist, dass bei Überprüfung der Einsprüche nicht gemäß diesem Gesetz verfahren wurde oder nicht alle erforderlichen Kontrollmaßnahmen zur ordnungsgemäßen Überprüfung des Inhalts der Einsprüche erfolgt sind. Um eine Überprüfung der Abwicklung der Einsprüche kann innerhalb von 15 Arbeitstagen nach dem Tag der Zustellung der Mitteilung über die Abwicklung der Einsprüche ersucht werden.
(2) Das Ministerium überprüft die Vollständigkeit und Richtigkeit der Abwicklung der Einsprüche. Stellt es fest, dass ihr Inhalt nicht ordnungsgemäß überprüft oder nicht richtig bewertet wurde, ordnet es die Durchführung der erforderlichen Handlungen für eine ordnungsgemäße Überprüfung der angefochtenen Vorgehensweise oder Handlung an, anderenfalls lehnt es den Antrag ab. 
§ 27
Verwaltungsdelikte
(1) Das Ministerium verhängt gegen eine Technische Bewertungsstelle, notifizierte Stelle oder autorisierte Stelle eine Strafe 
a) von 1.000 Euro bis 5.000 Euro, wenn diese
1. trotz eines Hinweises die Bedingungen der Benennung, Notifizierung oder Autorisierung verletzt,
2. ohne einen schwerwiegenden Grund die Tätigkeiten, für die sie benannt, notifiziert oder autorisiert war, mehr als 12 Monate nicht ausführt,
3. bei Ausübung der staatlichen Aufsicht über die technische Bewertung oder Leistungsbewertung festgestellte Mängel in ihrer Tätigkeit nicht innerhalb der festgelegten Frist beseitigt hat,
4.  dem Ministerium Änderungen von Angaben, die eine Änderung oder Aufhebung der Benennung, Notifizierung oder Autorisierung erfordern, nicht mitgeteilt hat und auch keine Änderung der Benennung, Notifizierung oder Autorisierung beantragt hat, obwohl sie dazu verpflichtet war,
5. die bei der technischen Bewertung und Leistungsbewertung entstandenen Dokumentationen nicht für die festgelegte Zeit in der Registratur vorhält.
b) von 2.000 Euro bis 10.000 Euro, wenn diese
1.
eine Technische Bewertung SK oder ein SK-Zertifikat außerhalb ihres Zuständigkeitsbereichs oder ohne Durchführung aller erforderlichen Handlungen, die sich aus dem festgelegten Leistungsbewertungssystem ableiten, ausgestellt hat, 
2.
bei der Überprüfung des Inhalts von Einsprüchen nicht nach diesem Gesetz vorgegangen ist, insbesondere, wenn sie nicht alle erforderlichen Kontrollmaßnahmen zur ordnungsgemäßen Überprüfung des Inhalts der Einsprüche vorgenommen hat, 
3.
keine Haftpflichtversicherung für durch eigene Tätigkeit verursachte Schäden abgeschlossen hat.
(2) Das Ministerium verhängt eine Strafe von 200 Euro bis 2.000 Euro gegen denjenigen, der 
a) Teile einer Technischen Bewertung SK oder eines SK-Zertifikats ohne Zustimmung der autorisierten Stelle vervielfältigt hat,
b) als Hersteller die Dokumentation bezüglich der Leistungserklärung SK einschließlich der zusammenhängenden begründenden Schriftstücke und der vollständigen Dokumentation gemäß diesem Gesetz nicht für die festgelegte Zeit in der Registratur vorhält.
(3) Das Ministerium verhängt eine Strafe von 5.000 Euro bis 30.000 Euro gegen denjenigen, der 
a) unberechtigt als Technische Bewertungsstelle, notifizierte Stelle oder autorisierte Stelle oder als vertraglicher Unterauftragnehmer einer dieser Stellen aufgetreten ist,
b) eine Europäische Technische Bewertung, eine Technische Bewertung SK, ein Zertifikat oder ein SK-Zertifikat gefälscht oder geändert hat,
c) die Bereitstellung eines Produkts mit CE-Kennzeichnung auf dem heimischen Markt oder die Verwendung eines solchen Produkts untersagt oder verhindert hat, wenn die vom Hersteller erklärten Leistungen des Produkts den Grundanforderungen an Bauten und den allgemeinen technischen Anforderungen nach den Bauvorschriften entsprechen und für die beabsichtigte Verwendung
) geeignet sind.
(4) Die staatliche Kontrollbehörde verhängt eine Strafe von 5.000 Euro bis 50.000 Euro gegen denjenigen, der
a) ein Produkt ohne CE-Kennzeichnung auf dem heimischen Markt in Verkehr gebracht oder bereitgestellt hat, obwohl er es nach der einschlägigen Vorschrift
) hätte kennzeichnen sollen, oder wer eine CE-Kennzeichnung in anderer Form verwendet, als diese durch die einschlägige Vorschrift35) angeordnet ist,
b) eine Leistungserklärung SK unberechtigt abgegeben hat oder keine Leistungserklärung SK abgegeben hat, obwohl er dazu verpflichtet war, 
c) die CE-Kennzeichnung unberechtigt verwendet hat oder ein Produkt mit einer Angabe oder einem Zeichen gekennzeichnet hat, das mit dieser Kennzeichnung verwechselt werden kann,
d) bei einem Produkt, das für den beabsichtigten Verwendungszweck nicht geeignet ist, die Bereitstellung des Produkts auf dem heimischen Markt nicht eingestellt hat, oder das Produkt nicht vom Markt genommen oder zurückgerufen hat, obwohl er auf Grundlage einer Entscheidung der staatlichen Kontrollbehörde dazu verpflichtet war,
e) ein Produkt ohne Gebrauchsanweisung für das Produkt, ohne Sicherheitshinweise oder ohne eine Information bezüglich der Gefährdung von Sicherheit und Gesundheit, die das Produkt bei üblicher Anwendung darstellt, oder mit einer Leistungserklärung nach der einschlägigen Vorschrift9) in einer anderen als der Staatssprache bereitgestellt hat.
(5) Die Strafen gemäß den Absätzen 1 bis 4 können bis auf das Doppelte der oberen Grenze erhöht werden, wenn durch das Verwaltungsdelikt eine Havarie mit Folgen für Leben oder Gesundheit von Personen, mit einem wesentlichen Schaden am Eigentum oder an Umweltkomponenten verursacht wurde.
(6) Bei der Festlegung der Höhe der Strafe werden die Art und Weise, die Dauer und die Folgen des ungesetzlichen Handelns berücksichtigt.
(7) Ein Verfahren zur Verhängung einer Strafe kann bis zu sechs Monaten nach dem Tag, an dem die Verwaltungsbehörde von dem Verwaltungsdelikt Kenntnis erlangt hat, eingeleitet werden, es muss jedoch spätestens innerhalb von drei Jahren ab dem Tag, an dem es zu dem Verwaltungsdelikt kam, eingeleitet werden.
(8) Der Ertrag aus Strafen kommt dem Staatshaushalt zugute.
§ 28
Klausel über die gegenseitige Anerkennung 
(1) Die Bedingungen der Vermarktung der Produkte auf dem heimischen Markt gelten auch für in Drittstaaten hergestellte Produkte; das gilt nicht, wenn es sich um Produkte gemäß Absatz 2 handelt. 
(2) Die Anforderungen an die Vermarktung der Produkte auf dem heimischen Markt gemäß diesem Gesetz gelten nicht für Erzeugnisse, die in einem der Mitgliedstaaten, in der Schweizerischen Eidgenossenschaft
) oder der Türkei hergestellt oder in Verkehr gebracht wurden oder die in Übereinstimmung mit dem Recht eines der Staaten der Europäischen Freihandelszone, die gleichzeitig Vertragspartei des Übereinkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, hergestellt wurden. Die Bestimmung von § 2 Absatz 4 gilt auch für diese Produkte.
§ 29
Gemeinsame Bestimmungen
(1) Dieses Gesetz wurde in Übereinstimmung mit dem verbindlichen Rechtsakt der Europäischen Union auf dem Gebiet der technischen Normen und technischen Vorschriften
) angenommen.
(2) Die Pflichten des Herstellers gemäß diesem Gesetz gelten entsprechend auch für Importeure mit Sitz in einem Drittstaat und für deren Bevollmächtigte mit Sitz in der Slowakischen Republik.
§ 30
Übergangsbestimmungen
(1) Produkte, die bis zum 30. Juni 2013 gemäß den bisherigen Vorschriften auf dem heimischen Markt in Verkehr gebracht wurden, werden als Produkte betrachtet, die die Anforderungen dieses Gesetzes an das Inverkehrbringen von Produkten auf dem heimischen Markt erfüllen.
(2) Bis zum 30. Juni 2013 ausgestellte Zertifikate bleiben bis zum Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer oder bis zu ihrem Ersatz durch SK-Zertifikate gemäß diesem Gesetz weiterhin gültig.
(3) Bis zum 30. Juni 2013 ausgestellte technische Bescheinigungen werden bis zum Ablauf ihrer Gültigkeitsdauer als Technische Bewertungen SK gemäß diesem Gesetz betrachtet.
(4) Hersteller dürfen Leistungserklärungen SK auf Grundlage von Zertifikaten oder auf Grundlage von Konformitätserklärungen, die bis zum 30. Juni 2013 ausgestellt wurden, erstellen.
(5) Autorisierte Stellen gemäß den bisherigen Vorschriften sind autorisierte Stellen gemäß diesem Gesetz im Umfang der erteilten Autorisierungen.
(6) Bescheinigungsstellen gemäß den bisherigen Vorschriften führen die Tätigkeiten autorisierter Stellen für die technische Bewertung im Umfang der erteilten Berechtigungen aus; sie müssen bis zum 30. September 2013 eine Autorisierung für die technische Bewertung gemäß diesem Gesetz beantragen, anderenfalls erlischt ihre Berechtigung. 
§ 31
Aufhebungsbestimmungen
Aufgehoben werden
1. das Gesetz GBl. Nr. 90/1998 über Bauprodukte in der Fassung der Gesetze GBl. Nr. 264/1999, GBl. Nr. 413/2000, GBl. Nr. 134/2004 und GBl. Nr. 173/2008,
2. die Verordnung des Ministeriums für Bauwesen und Regionalentwicklung der Slowakischen Republik GBl. Nr. 558/2009 zur Festlegung einer Liste von kennzeichnungspflichtigen Bauprodukten, Systemen des Konformitätsnachweises und der Einzelheiten zur Verwendung der Konformitätszeichen, in der Fassung der Verordnung GBl. Nr. 451/2011.
§ 32
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2013 in Kraft.
� ) Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 zur Festlegung harmonisierter Bedingungen für die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABl. der EU L 88 vom 04.04.2011).


� ) Artikel 39 bis 42 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 2 Absatz 19 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 4 bis 6 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 2 Absatz 11 und 13 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) § 5 Absatz 2 des Gesetzes GBl. Nr. 264/1999 über die technischen Anforderungen an Erzeugnisse und über die Bewertung der Konformität sowie über die Änderung und Ergänzung einiger Gesetze.


� ) Artikel 4 bis 7 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 7 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) § 43d des Gesetzes GBl. Nr. 50/1976 über die Raumplanung und die Bauordnung (Baugesetz) in der Fassung des Gesetzes GBl. Nr. .../2012.


� ) § 43f des Gesetzes GBl. Nr. 50/1976 in der Fassung des Gesetzes GBl. Nr. 237/2000.


� ) Artikel 2 Absatz 27 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 31 und Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur Registrierung, Bewertung, Zulassung und Beschränkung chemischer Stoffe (REACH), zur Schaffung einer Europäischen Agentur für chemische Stoffe, zur Änderung und Ergänzung der Richtlinie 1999/45/EG und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 793/93 des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1488/94 der Kommission, der Richtlinie 76/769/EWG des Rates sowie der Richtlinien 91/155/EWG, 93/67/EWG, 93/105/EG und 2000/21/EG der Kommission (ABl. der EU L 396, 30.12.2006).


� ) Artikel 2 Absatz 9 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) § 19 des Gesetzes GBl. Nr. 142/2000 über Metrologie und über die Änderung und Ergänzung einiger Gesetze in der Fassung des Gesetzes GBl. Nr. 431/2004.


� ) Artikel 10 und 11 der Verordnung (EG) Nr. 764/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 zur Festlegung von Verfahren im Zusammenhang mit der Anwendung bestimmter nationaler technischer Vorschriften für Produkte, die in einem anderen Mitgliedstaat rechtmäßig in den Verkehr gebracht worden sind, und zur Aufhebung der Entscheidung Nr. 3052/95/EG (ABl. der EU L 218, 13.08.2008), Artikel 10 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 29 und 30 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 40 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 42 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 39 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 18 und 25 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.





� ) § 5 des Gesetzes GBl. Nr. 505/2009 über die Akkreditierung von Konformitätsbewertungsstellen und über die Änderung und Ergänzung einiger Gesetze.


� ) Artikel 43 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 47 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� )  Anhang IV Tabelle 1 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Artikel 30 und Anhang IV Tabelle 2 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) §§ 6 bis 9 des Gesetzes GBl. Nr. 128/2002 über die staatliche Kontrolle des Binnenmarkts in Angelegenheiten des Verbraucherschutzes und über die Änderung und Ergänzung einiger Gesetze in der jeweils geltenden Fassung.


� ) § 20 des Gesetzes GBl. Nr. 250/2007 über den Verbraucherschutz und über die Änderung und Ergänzung des Gesetzes des Slowakischen Nationalrats GBl. Nr. 372/1990 über Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung. 


� ) Artikel 56 bis 59 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) Gesetz GBl. Nr. 71/1967 über Verwaltungsverfahren (Verwaltungsordnung) in der jeweils geltenden Fassung.


� ) Artikel 47 und 48 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� ) §§ 591 bis 600 des Handelsgesetzbuchs.


� ) Artikel 8 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 305/2011.


� )  Kapitel IV und Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABl. der EU L 218 vom 13.08.2008).


� ) Übereinkommen zwischen den Europäischen Gemeinschaften und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die gegenseitige Anerkennung bezüglich der Konformitätsbewertung (Sonderausgabe des ABl. der EG, Kapitel 11, Band 41). Entscheidung Nr. 1/2008 vom 12. März 2008 des auf Grundlage des Übereinkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die gegenseitige Anerkennung bezüglich der Konformitätsbewertung gegründeten Ausschusses über die Aufnahme eines neuen Kapitels 16 über Bauprodukte in den Anhang 1 (2008/813/EG) (ABl. der EU L 282, 25.10.2008).


� ) Richtlinie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft (Sonderausgabe des Amtsblatts der EU, Kap. 13 / Band 20) in der geltenden Fassung.
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